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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/10/0040 E 24. April 2018 RS 2 (hier ohne den zweiten Satz) 

Stammrechtssatz 

Zunächst kommt den Eltern bzw. Erziehungsberechtigten die Pflicht - und auch das Recht - zu, eine für 
die Erfüllung der Schulpflicht geeignete Schule (im Rahmen schulorganisationsrechtlicher 
Möglichkeiten) zu bestimmen. Das Gesetz verpflichtet nämlich die Eltern und Erziehungsberechtigten, 
mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln "für die Erfüllung der Schulpflicht" durch ihre Kinder zu 
sorgen (vgl. VwGH 12.8.2010, 2008/10/0304). In den Fällen der Anordnung der Erfüllung der 
Schulpflicht haben die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten daher eine nach § 5 legcit in Betracht 
kommende Schule zu bestimmen. Für den Fall, dass die Eltern bzw. Erziehungsberechtigten dem nicht 
entsprechen, erfordert die rechtlich gebotene Einschulung der Kinder jedoch - unbeschadet eines 
allenfalls anhängigen zivilgerichtlichen Verfahrens zur Entziehung des Obsorgerechts - die Bestimmung 
einer geeigneten Schule im Verwaltungsweg. Die zuständige Behörde hat dabei den Besuch an einer nach 
der Sprengeleinteilung in Betracht kommenden zuständigen öffentlichen Pflichtschule (Sprengelschule) 
vorzusehen (vgl. VwGH 13.5.2011, 2010/10/0139). 
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